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Die Schweiz steht nicht am Pranger
Die Enthüllungen um die Steueroasen stützen die schweizerische Finanzplatzstrategie.   Peter Morf

Entgegen den ewigen Attacken vor allem 
seitens der OECD, der EU und den USA 
gehört die Schweiz nicht zu den führen­
den Steuerfluchtburgen. Das ist eine der 
Haupterkenntnisse aus den Enthüllungen 
über internationale Steueroasen von ver­
gangener Woche. Die wahren Zentren für 
lichtscheue Geschäfte und Gelder liegen 
auf den britischen Inseln in der Karibik 
und nicht zuletzt innerhalb der USA. Die 
Schweiz kommt in den riesigen Daten­
sätzen offenbar nur am Rande vor. Was 
nicht heisst, dass die Schweiz diesbezüg­
lich völlig unbescholten dasteht, doch das 
ganz grosse Geschäft wird offenbar an­
derswo gemacht.

Das Staatssekretariat für Internationale 
Finanzfragen (SIF) hat die Enthüllungen 
gemäss Sprecher Mario Tuor mit einer 
gewissen – und verständlichen – Genug­
tuung zur Kenntnis genommen. Tuor sieht 
die Schweizer Position gestärkt, wonach 
die Bemühungen stets darauf hinaus­
laufen müssen, den wirtschaftlich Berech­
tigten von in der Schweiz deponierten 
Geldern zu kennen.

Keine Schweizer Trusts
Das ist bei den vor allem zur Debatte 
stehenden Trusts nicht der Fall. Ein soge­
nannter Trustee verwaltet die im Vehikel 
liegenden Gelder im Interesse der begüns­
tigten Person, ohne dass sie genannt 
werden muss. Dabei ist klarzustellen, dass 
längst nicht jeder Trust illegale Gelder 
verwaltet. Die Schweiz kennt das Vehikel 
des Trusts nicht. Zivilrechtlich allerdings 

sind die Trusts anerkannt. Das heisst: 
Ausländische Trusts beziehungsweise 
Trustees können in der Schweiz Finanz­
dienstleitungen in Anspruch nehmen. Die 
Trustees gelten in diesem Fall als Finanz­
intermediäre im Sinn des Geldwäscherei­
gesetzes und unterstehen der Aufsicht 
durch die Finma.

Unter dem Titel der Schaffung gleich 
langer Spiesse werden immer wieder For­
derungen laut, den Trust auch im Schwei­
zer Recht zu verankern. Im Parlament 
wurden in den vergangenen Jahren eine 
Reihe von Vorstössen lanciert, die bislang 
jedoch keine Wirkungen gezeitigt haben. 
Ein Motion der CVP-Fraktion, die 2011 
von beiden Räten gutgeheissen worden 
ist, verlangt vom Bundesrat eine Gesetzes­
revision, die Nachteile des schweizeri­
schen Rechts vor allem im Vergleich zu 
den Vereinigten Staaten und Grossbritan­
nien ausmerzen soll.

Sollten diese die entsprechenden 
Schlupflöcher nicht schliessen, so seien in 
der Schweiz vergleichbare Regelungen zu 
schaffen, sprich Trusts zuzulassen. Im Juni 
2012 hielt der Bundesrat in seiner Antwort 
auf die Frage der SP-Nationalrätin Margret 
Kiener Nellen (BE) dagegen fest, er beab­
sichtige derzeit keine Gesetzesrevision zur 
Einführung von Trusts in der Schweiz.

Der Bundesrat war zwar mit der Stoss­
richtung der CVP-Motion einverstanden, 
empfahl aber dennoch, sie abzulehnen. Er 
wollte offenbar die oft kritisierten Prakti­
ken nicht selbst übernehmen. In der Tat 
würde mit der Einführung entsprechen­
der Trusts auch in der Schweiz die Gefahr 

bestehen, dass sich das Land wieder selbst 
ins Visier der internationalen Kritik 
manövrieren und sich erneut erpressbar 
machen würde – die Folgen sind bekannt. 
Das Parlament hatte es jedoch abgelehnt, 
die Motion abzuschreiben. Der Bundesrat 
wird nun bis zum Sommer einen Bericht 
zur Thematik vorlegen. Dieses Vorgehen 
hat gemäss SIF-Sprecher Tuor nichts mit 
den Enthüllungen zu den «Offshore-
Zentren» zu tun.

Grossbritannien und USA
Die Weltmeister in der Installierung von 
Trusts und ähnlichen diskreten Vehikeln 
sind Grossbritannien mit seinen Besitzun­
gen in der Karibik (Jungferninseln, Ber­
mudas) und den Kanalinseln sowie die 
USA mit Gliedstaaten wie Delaware oder 
Nevada. Ausgerechnet die Länder also, die 
die Schweiz immer wieder unter Druck 
setzen, die Steuerhinterziehung wirkungs­
voll zu bekämpfen.

Die Schweiz tut gut daran, in inter­
nationalen Steuerfragen an ihrer Strategie 
festzuhalten. Es dürfte sich auszahlen, 
dass die Regeln zur Identifikation des wirt­
schaftlich Berechtigten in der Schweiz 
restriktiver sind als die in konkurrieren­
den Finanzplätzen. Das gibt den Unter­
händlern in entsprechenden Verhandlun­
gen auch ein gutes Argument in die Hand. 
Dagegen will die Einführung von Trusts in 
angloamerikanischer Lesart gut überlegt 
sein – sie könnten sich im schlimmsten 
Fall als kontraproduktiv erweisen und die 
Schweiz angreifbarer machen.
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Signal im Lärm
Die Geschichte um die «Offshore Leaks» 
ist sexy. Tote Playboys, alte Baronessen, 
genüssliche Einblicke in die bunte, 
dreckige Welt der Reichen und weniger 
Reichen. Insgesamt: Lärm. Der Finanz­
platz Schweiz steht für ein Mal nicht im 
Fokus; wir können uns zurücklehnen, 
gegen die Doppelmoral Grossbritan­
niens und der USA wettern. Das wäre 
gut für unsere Psychohygiene. Doch es 
wäre eine schlechte Strategie.

Im Lärm steckt ein Signal: Die Zeit, 
als Steuerhinterziehung als Kavaliers­
delikt halbwegs toleriert wurde, ist end­
gültig vorbei – wohl auch bald in der 
Schweiz. Ein zweites Signal ging eben­
falls fast im Lärm unter: Die Aussage 
des luxemburgischen Finanzministers 
Luc Frieden, den automatischen Infor­
mationsaustausch (AIA) innerhalb der 
EU nicht mehr strikt abzulehnen.

Friedens Worte waren nicht neu, 
und sie haben nichts mit den «Offshore 
Leaks» zu tun. Hintergrund ist viel 
mehr das Fatca-Abkommen, in dessen 
Rahmen Luxemburg – wie die Schweiz 
– de facto Bankdaten an die USA wird 
liefern müssen. Es war abzusehen, dass 
Luxemburg die EU-Partner nicht 
schlechter bedienen kann als die USA. 

Die internationale Koalition der Verteidi-
ger des Bankkundengeheimnisses wird 
immer dünner. Die Schweiz hat in den 
vergangenen Jahren eine geradezu gro­
teske Kopflosigkeit bewiesen. Weder 
aus Bundesbern noch aus der Branche 
sind echte Strategien zu sehen, mit 
welchen Attributen sich der Finanz­
platz in Zukunft positionieren soll.

Viele Banken lassen längst durchbli­
cken, dass sie mit einem Informations­
austausch ganz gut leben könnten – so­
fern dieser auf globaler Ebene, sprich: 
mindestens auf OECD-Niveau, etab­
liert wird und die Schweiz die Kondi­
tionen mitgestalten kann. Bloss sagt 
das, abgesehen vom ewigen Dissiden­
ten aus St. Gallen, niemand offiziell. Die 
vom Bundesrat eingesetzte Experten­
gruppe um Aymo Brunetti soll im Früh­
sommer ihren Bericht liefern. Wir sind 
gespannt. Ein grosser Wurf tut not.

Zuwanderung – zehn Denkfallen
Für die bisherigen Einwohner der Schweiz ist die Immigration aufgrund der Personenfreizügigkeit weit weniger vorteilhaft, als es der 
Bundesrat bisher behauptet hat, doch auch viel weniger schädlich, als zuweilen befürchtet wird.  Reiner Eichenberger

Die Zuwanderung erreichte 2012 den höchsten 
Wert seit 2008 und hat im Januar 2013 nochmals 
über 20% zugenommen. Was bedeutet das? Ent­

gegen überoptimistischen Prognosen der Regierung und 
übertriebenen Ängsten vieler Kritiker verändert die Zu­
wanderung das Pro-Kopf-Einkommen mittelfristig kaum. 
Aber sie bewirkt ein Bevölkerungswachstum von jährlich 
rund 1%, was über mehrere Jahre wegen der Knappheit 
von Land und Infrastruktur Probleme bringt. Was tun? Da 
bisher keine politische Seite ein überzeugendes Konzept 
bietet, gibt es nur eines: vorbehaltlos über Probleme, Lö­
sungsvorschläge und Positionen diskutieren, etwa über 
folgende zehn weit verbreitete Fehleinschätzungen. 

«Die Schweiz ist auf die Zuwanderer angewiesen.» Das 
stimmt für einzelne Berufe, etwa gute Universitätsprofes­
soren. In vielen Bereichen sind aber die Schweizer gerade 
wegen des hohen Ausländeranteils knapp. So sind heute 
über ein Drittel der Ärzte Ausländer. Das ist aber bei einem 
Ausländeranteil an der Bevölkerung und damit wohl auch 
den Patienten von 25% nur natürlich. Die Schweizer müs­
sen in vielen Bereichen aus ausbildungsbedingten, recht­
lichen oder sprachlichen Gründen übervertreten sein, 
etwa bei den Anwälten, hohen Verwaltungsstellen, der 
Polizei oder der Kleinkinderziehung. Folglich müssen sie 
in all den anderen Bereichen, in denen sie keine speziel­
len Vorteile haben, untervertreten sein.

«Die Wirtschaft ist auf die Zuwanderung angewiesen, 
weil sie Lücken im Arbeitsmarkt füllt.» Falsch: Tatsächlich 
erlaubt es die Zuwanderung, viele Lücken einfacher oder 
billiger zu füllen. Dadurch wird der Standort Schweiz at­
traktiver, was neue Investitionen und Unternehmen an­
zieht. Das schafft neue Arbeitsplätze, damit auch gleich 
wieder neue Lücken. Genauso schafft die Zuwanderung 
auch neue Nachfrage, was wiederum Lücken, damit «Be­
darf» nach neuer Zuwanderung schafft. So müssen für all 
die Zuwanderer Wohnungen gebaut werden. Das schafft 
viele Arbeitsplätze, grossteils für neue Zuwanderer.

«Die Zuwanderung nützt der Schweiz, weil sie den Un­
ternehmen und ihren Aktionären, also auch den Pensions­
kassen und damit uns allen, grössere Gewinne bringt.» 
Falsch: Die Vorteile treffen nur ganz kurzfristig zu. Wegen 
des oben diskutierten Mechanismus sind die Arbeitneh­
mer bald wieder gleich knapp wie zuvor. Zudem gehört 
ein Grossteil der Aktien und damit der Gewinne von 
Schweizer Gesellschaften ausländischen Anlegern.

Zuzug auch ohne neue Stellen
«Die Zuwanderung reguliert sich von selbst. Zuwanderer 
kommen nur, solange neue Stellen geschaffen werden.» 
Falsch: Die Zahl offener Stellen wird weit weniger durch 
den Zuwachs von Arbeitsplätzen als durch die natürliche 
Fluktuation durch Jobwechsel und Pensionierungen 
geprägt. So werden pro Jahr auch in schlechten Zeiten 
400 000 Stellen frei, sodass die Zuwanderung dann kaum 
abnehmen wird.

«Die Zuwanderer sind höher qualifiziert als die Schwei­
zer.» Falsch: Die Zuwanderung hat sich in den vergange­
nen Jahren zunehmend von den Nord- zu den Südlän­
dern verlagert, wo eher der formale als der reale Bildungs­
stand höher als in der Schweiz ist. Die Zuwanderer sind 
auch recht jung. Verglichen mit gleichaltrigen Schweizern 
ist ihr Bildungsvorsprung viel kleiner. Zudem haben die 

wirklich hoch qualifizierten Zuwanderer eine viel kürzere 
Verweildauer in der Schweiz als die weniger qualifizier­
ten, wie eine Studie der Basler Ökonomen George Shel­
don und Dominique Cueni zeigt. Dummerweise hat der 
Bund bisher nur die Qualifikation der Brutto- statt der 
Nettozuwanderung gemessen.

«Die Zuwanderer bringen einen fiskalischen Über­
schuss, weil sie mehr Steuern und Abgaben bezahlen, als 
sie vom Staat Leistungen beziehen.» Das stimmt nur 
unter sehr speziellen Bedingungen. Sobald die Zuwande­
rer Kinder haben, die hier die öffentlichen Schulen besu­
chen, müssen sie sehr gut verdienen oder sehr lange blei­
ben, bis es sich für die Schweiz lohnt. Wie eine weitere 
Studie von George Sheldon und Nathalie Ramel zeigt, 
bringt die Zuwanderung beim heutigen Rückwander­
verhalten keinen fiskalischen Überschuss.

«Die Zuwanderung kann nicht für die Knappheit auf 
dem Bodenmarkt verantwortlich sein. Denn auch in den 
Segmenten mit besonders grossen Preissteigerungen stel­
len die Zuwanderer nur einen kleinen Teil der Käufer.» 
Falsch: Die meisten Einheimischen, die eine neue Immo­
bilie nachfragen, bringen gleichzeitig ihre alte auf den 
Markt und sind so «marktneutral». Die Zuwanderung hin­
gegen führt fast ausschliesslich zu zusätzlicher Nachfrage 
und so zu Preissteigerungen.

«Zur Verhinderung von Lohndruck sollen als flankie­
rende Massnahme Mindestlöhne eingeführt werden.» 
Falsch: Solange die Zuwanderer im Durchschnitt so hoch 
qualifiziert sind, wie es die Schweizer Regierung meint, 
bringen sie keinen Lohndruck für die Bezüger niedriger 
Einkommen, weil sie sie nicht konkurrenzieren. Hohe ge­
setzliche Mindestlöhne machen aber die Schweiz für Zu­
wanderer nur noch attraktiver und ziehen so zusätzliche 
Zuwanderer an, die die besonders schlecht qualifizierten 
einheimischen Arbeitnehmer zu verdrängen drohen.

«Zur Verhinderung negativer Auswirkungen der Zu­
wanderung auf den Wohnmarkt braucht es Höchstmieten 
und mehr sozialen Wohnungsbau.» Falsch: Derartige Re­

gulierungen haben fast ausschliesslich negative Auswir­
kungen. Staatliche Höchstmieten heizen die Übernutzung 
des knappen Wohnraums nur noch an. Sie bewirken eine 
Ausdehnung der Nachfrage, weil sich so die einheimische 
Bevölkerung mehr Wohnraum leisten will und die Schweiz 
für Neuzuziehende noch attraktiver wird. Zugleich ma­
chen sie Mieter immobil, weil sie beim Umzug in andere 
Wohnungen oft ersessene Privilegien verlieren. Zudem 
bewirken sie eine Verknappung des Wohnraumangebots, 
weil sie die Anreize der Investoren senken, neuen Wohn­
raum bereitzustellen und den alten gut zu unterhalten. 
Höchstmieten nützen deshalb nur denjenigen, die durch 
Zufall, gute Beziehungen oder andere Gegenleistungen 
eine unterpreisige Wohnung erhalten. Auch der soziale 
Wohnungsbau nützt den bisherigen Einwohnern nichts. 
Er ist eine Subventionierung weniger durch die Allgemein­
heit und führt zu zusätzlicher Verknappung des Bodens. 
Zudem macht auch er die Schweiz für unqualifizierte 
Zuwanderer attraktiver. Denn es ist nicht praktikabel und 
wohl auch nicht erwünscht, Zuwanderer bei der Zuteilung 
des subventionierten Wohnraums zu diskriminieren.

Ökonomisch richtig vs. politisch korrekt
«Die Nachfrage der Wirtschaft nach Arbeitskräften soll 
nicht mit Zuwanderern, sondern dadurch gestillt werden, 
dass die Frauen und die Alten besser in den Arbeitsmarkt 
integriert werden.» Falsch: Die verstärkte Arbeitsmarkt­
integration der Frauen und der Alten reisst da neue Lücken, 
wo diese Personen bisher gewirkt haben. So muss dann 
die Kinderbetreuung vermehrt marktlich organisiert wer­
den, wozu es wiederum zusätzliche Arbeitskräfte und da­
mit Zuwanderer braucht. Zudem bringt die Mehrarbeit 
den Frauen und den Alten Mehreinkommen, was wiede­
rum Mehrausgaben und zusätzliche Nachfrage nach Ar­
beitskräften und damit zusätzliche Zuwanderung bringt.

Vorsicht! All das Gesagte folgt nicht aus einer politisch 
korrekten, sondern aus einer ökonomisch richtigen Ana­
lyse. Für die bisherigen Einwohner der Schweiz ist die 
Zuwanderung aufgrund der Personenfreizügigkeit weit 
weniger vorteilhaft, als es die Regierung bisher behauptet 
hat. Aber sie ist auch viel weniger schädlich, als zuweilen 
befürchtet wird. Aus gesamteuropäischer Sicht ist die 
Personenfreizügigkeit hingegen eine grossartige Sache. 
So wie bei der Gründung der modernen Schweiz 1848 die 
Einführung der Niederlassungsfreiheit und damit der 
Personenfreizügigkeit innerhalb der Schweiz den Schwei­
zern insgesamt grosse Vorteile gebracht hat, so bringt 
heute die Personenfreizügigkeit den Europäern insge­
samt grosse Vorteile. Für die Schweiz stellt sich deshalb 
die Frage, wie die grossen Wanderungsgewinne ein wenig 
stärker zugunsten der bisherigen Bewohner der Schweiz 
umverteilt werden können.

Reiner Eichenberger ist Professor für Theorie der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik an der Uni Freiburg i.Üe.

Hohe gesetzliche Min-
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nur noch attraktiver.
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